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1 
Lebensmittelspenden – BMF will klei-
nere Brötchen backen 

Einführung 

Spenden Unternehmen Waren, so unterliegen diese Sach-

spenden der Umsatzsteuer. Für Ärger hat diese Regelung 

nun insbesondere im Bäckereihandwerk gesorgt. Vermehrt 

wurden Bäcker, die übriggebliebene Brötchen an Tafeln 

spendeten, vom Fiskus zur Kasse gebeten. Hätten die 

Betroffenen hingegen die Brötchen im Müll entsorgt, wären 

sie der Nachzahlung entgangen. 

Neue Pressemitteilung 

Pressemitteilungen des Zentralverbands des Deutschen 

Handwerks sowie des Deutschen Bäckereihandwerks zur 

Folge will das BMF nun dafür sorgen, dass Lebensmittel-

spenden für Bedürftige zukünftig nicht mehr besteuert wer-

den. Dies soll erreicht werden, indem Lebensmittel, deren 

Haltbarkeit abläuft, nach Ladenschluss mit 0 EUR bewertet 

werden. 

 

Konsequenz 

Die Betroffenen müssen abwarten, ob und ggf. wie das 

BMF seine Ankündigungen umsetzt. Bäcker und andere 

Lebensmittelhändler, die bis dahin keine Risiken eingehen 

wollen, sollten ihre Waren zu einem symbolischen Preis für 

z. B. 1 EUR an die Tafeln veräußern, so dass lediglich 

dieser Betrag zu versteuern wäre. Wer hingegen vom Fis-

kus zur Kasse gebeten wird, sollte prüfen, ob die Auffas-

sung der Finanzverwaltung überhaupt zutreffend ist und 

sich hiergegen zu Wehr gesetzt werden sollte. Denn in den 

aufgegriffenen Fällen wurden die Brötchen auf Basis der 

Herstellungskosten bemessen. Dieser Ansatz greift jedoch 

erst, wenn kein Einkaufspreis (Wiederbeschaffungspreis) 

für die Brötchen ermittelbar ist. Da den alten Brötchen aber 

i. d. R. kein Wert mehr beizumessen sein wird, ist ein sol-

ches Vorgehen der Finanzverwaltung kritisch zu hinterfra-

gen. 
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2 
Gewinn aus Verkauf von Karnevals-
orden ist steuerpflichtig 

Kernproblem 

Eine Körperschaft ist u. a. von der Körperschaftsteuer be-

freit, wenn sie nach ihrer Satzung und ihrer tatsächlichen 

Geschäftsführung ausschließlich und unmittelbar gemein-

nützigen Zwecken dient. Diese persönliche Steuerbefreiung 

ist allerdings sachlich ausgeschlossen, soweit ein wirt-

schaftlicher Geschäftsbetrieb unterhalten wird. Allein die 

diesem Geschäftsbetrieb zuzuordnenden Einkünfte sind 

steuerpflichtig, soweit der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb 

kein Zweckbetrieb ist. 

Sachverhalt 

Eine gemeinnützige GmbH (gGmbH) fördert das traditionel-

le Brauchtum einschließlich des Karnevals. Zu diesem 

Zweck vergibt die GmbH alljährlich besonders gestaltete 

Karnevalsorden. Dies geschieht zum Teil unentgeltlich, z. 

B. an verdiente Vereinsmitglieder oder an Persönlichkeiten 

aus Wirtschaft, Politik und Gesellschaft. Zum Teil werden 

die Orden auch verkauft. Den durch den Verkauf entstan-

denen Gewinn behandelte die GmbH bisher körperschaft-

steuerfrei; das Finanzamt jedoch setzte Körperschaftsteuer 

fest. Hiergegen klagte die GmbH und verlor. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht Köln gab dem Finanzamt Recht. Dem 

Verkauf der Orden fehlt die mit der Verleihung verbundene 

Auszeichnung, so dass Verkauf und Verleihung der Orden 

nicht als einheitlicher "Gesamtkomplex Karnevalsorden" 

behandelt werden könnten. Der Ordensverkauf stellt auch 

keinen steuerfreien Zweckbetrieb dar, da die Förderung 

des Karnevals gerade durch die unentgeltliche Verleihung 

der Orden erreicht wird. 

Konsequenz 

Auch die Richter in einer Karnevalshochburg wie Köln sind 

an Recht und Gesetz gebunden. Insoweit ist die Entschei-

dung im Ergebnis sachgerecht. 

3 
Gemeinnützigkeit einer Rettungs-
dienst-GmbH eines Landkreises 

Kernaussage 

Nach der Abgabenordnung (AO) verfolgt eine Körperschaft 

gemeinnützige Zwecke, wenn ihre Tätigkeit darauf gerichtet 

ist, die Allgemeinheit auf materiellem, geistigem oder sittli-

chem Gebiet selbstlos zu fördern. Gefördert werden unter 

anderem Wissenschaft und Forschung, Bildung und Erzie-

hung, Kunst und Kultur sowie der Sport. Die Gemeinnützig-

keit führt zu einer Steuerbegünstigung der Körperschaft; 

die Anerkennung der Gemeinnützigkeit erfolgt durch das 

zuständige Finanzamt. Das Finanzgericht Berlin-

Brandenburg entschied hierzu nun, dass eine kommunale 

GmbH, die einen Rettungsdienst betreibt und damit hoheit-

liche Pflichtaufgaben wahrnimmt, gemeinnützig tätig ist. 

Sachverhalt  

Die Parteien streiten um den Gemeinnützigkeitsstatus der 

klagenden GmbH. Alleiniger Anteilseigner der GmbH ist der 

Landkreis als Träger des Rettungsdienstes. Gesellschafts-

vertraglicher Zweck der GmbH ist die Wahrnehmung der 

Aufgaben nach dem Landesrettungsdienstgesetz, insbe-

sondere Notfallrettung, Krankentransport, Sofortreaktion in 

besonderen Notfällen und der Betrieb von Rettungswa-

chen. Das beklagte Finanzamt zweifelte an der Gemein-

nützigkeit der GmbH und versagte die beantragte Steuer-

befreiung, weil die GmbH nicht freiwillig, sondern im Auf-

trag des eigentlich verpflichteten Landkreises tätig werde 

und daher die "Opferwilligkeit" fehle. Gegen die erlassenen 

Körperschaft- und Gewerbesteuerbescheide klagte die 

GmbH schließlich und gewann vor dem Finanzgericht. 

Entscheidung 

Ein Rettungsdienst, der Notfallrettung und Krankentrans-

porte zum Gegenstand hat und Rettungswachen betreibt, 

ist auch dann gemeinnützig und somit von der Pflicht zur 

Steuerzahlung befreit, wenn er in der Rechtsform einer 

GmbH organisiert ist und Gesellschafter ein Landkreis ist, 

dem diese Aufgaben eigentlich obliegen. Zu den als ge-

meinnützig im steuerlichen Sinne anzusehenden Tätigkei-

ten gehört u. a. die Förderung der Rettung aus Lebensge-

fahr, so dass an der Gemeinnützigkeit der Tätigkeit kein 

Zweifel besteht, so die Richter. Entscheidend sei nur, dass 

die Tätigkeit den Anforderungen, die an die Gemeinnützig-

keit gestellt würden, entspreche. Denn der Nutzen für die 

Allgemeinheit sei durch die hier gewählte rechtliche Kon-

struktion schließlich nicht vermindert. 

Konsequenz 

Hoheitliche Aufgaben sind bereits dem Grunde nach ge-

meinnützig, weil sie dem Allgemeinwohl dienen. Einer 

steuerlichen Privilegierung bedarf es nur deshalb nicht, weil 

der Staat selbst kein Steuersubjekt ist. Nur weil also eine 

zwischengeschaltete GmbH - ohne Gewinnerzielungsab-

sicht - eine gemeinnützige Aufgabe übernimmt, wird sie 

dadurch nicht eigennützig. Das letzte Wort hat nun der 

Bundesfinanzhof (BFH). Die Gemeinnützigkeit von Körper-

schaften, die kommunale Pflichtaufgaben übernehmen, ist 

höchstrichterlich noch nicht geklärt. 

Kernaussage 

Vielen deutschen Unternehmen, die Waren in der übrigen 

EU einkaufen ist nicht bekannt, dass sie ein erhebliches 

Steuerrisiko eingehen, wenn sie den Einkauf unter ihrer 

4 
Wer die falsche USt-IDNr. verwendet, 
verliert den Vorsteuerabzug 
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deutschen USt-IDNr. abwickeln, die Ware jedoch nicht 

nach Deutschland geliefert wird. 

Rechtslage 

Unternehmer, die Waren aus anderen Mitgliedstaaten der 

EU erwerben, müssen hierfür einen innergemeinschaftli-

chen Erwerb deklarieren. Dieser wird in dem Mitgliedstaat 

bewirkt, in dem die Beförderung bzw. Versendung endet. 

Verwendet der Abnehmer nicht die USt-IDNr. des Staates 

in dem die Beförderung endet, sondern die eines anderen 

Mitgliedstaates, so gilt der innergemeinschaftliche Erwerb 

so lange in dem Staat der verwendeten USt-IDNr. als be-

wirkt, bis der Abnehmer die Besteuerung im Mitgliedstaat 

des Endes der Beförderung nachweist (fiktiver innerge-

meinschaftlicher Erwerb). In diesem Fall wird dem Abneh-

mer nun, abweichend zur früheren Rechtslage, der Vor-

steuerabzug versagt. Ursächlich hierfür ist die Recht-

sprechung des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) sowie 

des Bundesfinanzhofs (BFH), der die deutsche Finanzver-

waltung mittlerweile folgt. 

Sachverhalt 

Ein Unternehmer mit Sitz in Deutschland kauft Ware bei 

einem Unternehmer in Belgien ein. Der belgische Unter-

nehmer liefert die Ware auf Wunsch des deutschen Unter-

nehmers nach Österreich. Der deutsche Unternehmer 

verwendet seine deutsche USt-IDNr. Er hat in Deutschland 

einen innergemeinschaftlichen Erwerb zu versteuern; ein 

korrespondierender Vorsteuerabzug steht ihm nicht zu. Erst 

wenn der deutsche Unternehmer die Besteuerung des 

innergemeinschaftlichen Erwerbs in Österreich nachweist, 

entfällt die Besteuerung in Deutschland. 

Neue Verwaltungsanweisung 

Das Bayerische Landesamt für Steuern weist ausdrücklich 

darauf hin, dass im Falle eines fiktiven innergemeinschaftli-

chen Erwerbs weder durch einen korrespondierenden Vor-

steuerabzug noch durch eine Steuerbefreiung eine Entlas-

tung erreicht werden kann. 

Konsequenz 

Viele Unternehmer verwenden ihre deutsche USt-IDNr. 

auch dann, wenn ihnen die Ware nicht nach Deutschland, 

sondern in einen anderen EU-Mitgliedstaat geliefert wird. In 

der Praxis kommt dies häufig bei Reihengeschäften vor. Oft 

wird dabei sogar bewusst die deutsche USt-IDNr. verwen-

det, da die gesetzliche Regelung als Wahlrecht missver-

standen wird, der Besteuerung und den damit verbundenen 

Kosten im EU-Ausland zu entgehen. Dieses Verhalten wird 

nun, so auch die Intention des EuGH, durch Entzug des 

Vorsteuerabzuges, sanktioniert. Betroffene Unternehmen 

sollten diesbezüglich umgehend steuerlichen Rat einholen. 

So kann bei Reihengeschäften ggf. durch Änderung der 

Lieferwege bzw. -konditionen, ein innergemeinschaftlicher 

Erwerb im EU-Ausland verhindert werden. 

5 

Gemeinnützigkeit eines islamischen 
Vereins trotz Verstoßes gegen das 
Grundgesetz? 

Kernproblem 

Eine gemeinnützige Organisation darf keine Bestrebungen 

gegen den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder 

die freiheitlich demokratische Grundordnung fördern. Dies 

ist gesetzlich vorgesehen. Ebenso steht es nicht im Ein-

klang mit der Gemeinnützigkeit, wenn dem Gedanken der 

Völkerverständigung zuwider gehandelt wird. Sofern eine 

Körperschaft im Verfassungsschutzbericht des Bundes 

bzw. eines Landes als extremistische Organisation aufge-

führt wird, ist widerlegbar davon auszugehen, dass die 

Voraussetzungen für einen Gemeinnützigkeitsstaus nicht 

erfüllt sind. 

Sachverhalt 

Ein islamischer Verein betreibt nach seiner Satzung und 

nach seiner tatsächlichen Geschäftsführung die Förderung 

der Religion; er verfolgt grundsätzlich gemeinnützige Zwe-

cke. Gleichwohl hat das Finanzamt dem Verein für 2008 

die Gemeinnützigkeit aberkannt. Begründet wird dies da-

mit, dass er in einem Landesverfassungsschutzbericht 

wegen Einbindung in demokratiefeindliche salafistische 

Netzwerke erwähnt worden sei. 

Entscheidung 

Sowohl das Sächsische Finanzgericht als auch der Bun-

desfinanzhof (BFH) haben die Gemeinnützigkeit anerkannt. 

Dass der Verein im Rahmen seiner tatsächlichen Ge-

schäftsführung gerade nicht gegen die Wertordnung des 

Grundgesetzes verstößt, ist vom Verein nur dann zu be-

weisen, wenn der Finanzverwaltung konkrete Anhaltspunk-

te für einen Verstoß vorliegen. Ein solcher Anhaltspunkt 

kann der angeführte Verfassungsschutzbericht sein. Eine 

bloße Erwähnung wie im vorliegenden Sachverhalt reicht 

indes nicht aus; vielmehr muss der betreffende Verein 

ausdrücklich als extremistisch eingestuft worden sein. 

Konsequenz 

Die Gewährung von Steuervergünstigungen ist an die Be-

folgung der Wertordnung des deutschen Grundgesetzes 

geknüpft. Der vorliegende Sachverhalt verdeutlicht jedoch 

die Schwierigkeiten der praktischen Handhabung. 

6 
Auskunftsanspruch von Konkurren-
ten gemeinnütziger Vereine 

Kernproblem 

Auch gemeinnützige Organisationen können z. B. beim 

Krankentransport oder im Rahmen der Pflegebereiche im 

Wettbewerb mit gewerblichen Anbietern stehen. In diesen 
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Fällen kann es ein entscheidender Wettbewerbsvorteil sein, 

wenn man seine Leistungen zum ermäßigten (7 % USt) 

statt zum vollen Steuersatz (19 % USt) anbieten kann. Die 

gewerblichen Anbieter können die Richtigkeit bzw. Fehler-

haftigkeit des ermäßigten Umsatzsteuersatzes der gemein-

nützigen Organisation durch eine Konkurrentenklage über-

prüfen lassen. Hierzu ist das Wissen über den angewende-

ten Umsatzsteuersatz der gemeinnützigen Organisation 

notwendig. 

Sachverhalt 

Das klagende Unternehmen betreibt den gewerblichen 

Transport von Blutkonserven, Blutproben u. ä. Nach kläge-

rischer Ansicht würde ein gemeinnütziger Verein vergleich-

bare Leistungen lediglich mit dem ermäßigten Umsatzsteu-

ersatz in Rechnung stellen. Hierin sah die Klägerin eine 

Wettbewerbsverzerrung und verlangte vom beklagten Fi-

nanzamt Auskunft über die Besteuerung der Vereins-

Umsätze zur Vorbereitung einer Konkurrentenklage. Das 

Finanzamt lehnte dies unter Verweis auf das Steuerge-

heimnis ab. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof (BFH) - wie auch bereits das Finanz-

gericht - bejaht den Auskunftsanspruch. Voraussetzung 

dafür ist nur, dass eine unzutreffende Besteuerung und 

eine davon ausgehende erhebliche Beeinträchtigung des 

Unternehmens ernstlich in Betracht kommen. Diesem steht 

dann auch nicht mehr das Steuergeheimnis entgegen. Im 

Rahmen der anschließend gegebenenfalls zu erhebenden 

Konkurrentenklage ist dann zu entscheiden, ob ein Rechts-

schutzanspruch des Unternehmens tatsächlich gegeben 

ist. 

Konsequenz 

Die Entscheidung des BFH steht im Einklang mit der 

Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) in 

Sachen Konkurrentenklage. Durch steuerliche Begünsti-

gungen soll bzw. darf der Wettbewerb nicht beeinträchtigt 

werden. 

7 
Ausländischer Spendenempfänger 
muss gemeinnützig sein 

Kernproblem 

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat 2009 entschie-

den, dass auch Spenden an ausländische Empfänger 

grundsätzlich zum deutschen Spendenabzug berechtigen 

müssen. Zu klären ist nunmehr, ob der ausländische Spen-

denempfänger nach nationalem Recht die Anforderungen 

an eine gemeinnützige Organisation erfüllt. 

 

Sachverhalt 

Ein Steuerpflichtiger machte in seiner Einkommensteuerer-

klärung Sachspenden an ein portugiesisches Seniorenheim 

als Sonderausgaben geltend. Der Heimbetreiber ist eine 

juristische Person, die mit einem rechtsfähigen Verein 

vergleichbar ist. Das Finanzamt versagte den Spendenab-

zug mit der Begründung, der Empfänger müsse Inländer 

sein. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht Münster hat entschieden, dass der Be-

treiber des Seniorenheims nach seiner Satzung gemein-

nützige Zwecke förderte. Die Satzung enthielt aber keine 

ausdrücklichen Regelungen zur Mittelverwendung. Auch 

nach Auslegung aller Satzungsbestimmungen war die nach 

nationalem Recht erforderliche Vermögensbindung nicht 

erkennbar. Zudem enthielten die vom klagenden Steuer-

pflichtigen vorgelegten Spendenbescheinigungen keinen 

Nachweis darüber, dass der Empfänger die Gegenstände 

zur Förderung der gemeinnützigen Zwecke verwendet 

hatte. Der Spendenabzug war somit zu versagen. 

Konsequenz 

Die Entscheidung steht im Einklang mit dem zwischenzeit-

lich geänderten Gesetzestext. Danach ist der Spendenab-

zug zulässig, wenn die ausländische gemeinnützige Orga-

nisation steuerbefreit wäre, wenn sie inländische Einkünfte 

erzielen würde. Das letzte Wort hat aber nun der Bundesfi-

nanzhof (BFH). 

8 
Verdeckte Gewinnausschüttungen 
bei Konzessionsabgaben 

Kernproblem 

Unter einer verdeckten Gewinnausschüttung (vGA) ist bei 

einer Kapitalgesellschaft eine Vermögensverminderung 

oder verhinderte Vermögensvermehrung zu verstehen, die 

gesellschaftsrechtlich veranlasst ist und keine offene Ge-

winnausschüttung darstellt. Von einer gesellschaftsrechtli-

chen Veranlassung ist dabei regelmäßig auszugehen, 

wenn die Kapitalgesellschaft ihrem Gesellschafter einen 

Vermögensvorteil verschafft, den sie einem Dritten in ver-

gleichbaren Fällen nicht gewährt hätte. Diese Grundsätze 

gelten grundsätzlich auch für das Verhältnis eines Versor-

gungsbetriebs zu seiner Gebietskörperschaft. Im vorliegen-

den Fall hatten die Gerichte dabei über die zulässige Höhe 

der zu zahlenden Konzessionsabgabe "Wasser" zu ent-

scheiden. 

Sachverhalt 

Die klagende GmbH war 100 %ige Anteilseignerin einer 

AG. Zwischen beiden bestand ertragsteuerlich ein 

Organschaftsverhältnis. Die AG, welche ebenso wie die 

GmbH ein Wasserversorgungsunternehmen war, zahlte an 
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die Stadt eine Konzessionsabgabe "Wasser". Die zu zah-

lende Konzessionsabgabe bemaß die AG im Streitjahr 

1994 nach dem für Gemeinden mit 100.001 bis 500.000 

Einwohner maßgeblichen Prozentsatz von 15 %. Die Ein-

wohnerzahl basierte auf den vom Statistischen Landesamt 

Rheinland-Pfalz für 1994 festgestellten Werten. Das Fi-

nanzamt ging hingegen von einer Einwohnerzahl von unter 

100.000 aus und berief sich dabei auf die letzte Volkszäh-

lung aus dem Jahr 1987. Die Konzessionsabgabe hätte 

daher nur maximal 12 % betragen dürfen. Den Differenzbe-

trag qualifizierte sie als vGA und somit nicht abzugsfähige 

Betriebsausgabe. Der hiergegen gerichteten Klage der 

GmbH wurde nunmehr vor dem Bundesfinanzhof (BFH) 

stattgegeben. 

Entscheidung 

Entgegen der Auffassung der Vorinstanz kommt der BFH 

zu dem Ergebnis, dass die 15 % vorliegend zulässig sind 

und somit keine vGA gegeben ist. Zur Bestimmung des 

fremdüblichen Preises sei auf preisrechtliche Verordnun-

gen abzustellen; hierbei stelle sich nur die Frage, auf wel-

che. Die in der Konzessionsabgabenanordnung (KAE) 

1941 vorgeschriebene Bestimmung der Einwohnerzahl 

anhand des Ergebnisses der Volkszählung aus dem Jahr 

1939 sei jedenfalls verfassungswidrig und daher nichtig. 

Vielmehr sei auf die Konzessionsabgabenverordnung 1992 

abzustellen, die - wie vorliegend die Klägerin - auf die Da-

ten der Statistischen Landesämter abstellt. Die in der Kör-

perschaftsteuerrichtlinie 1990 wiedergegebene Auffassung, 

wonach auf die Ergebnisse der letzten durchgeführten 

Volkszählung abzustellen sei, wird abgelehnt. 

Konsequenz 

Der BFH weist ausdrücklich darauf hin, dass die Gemein-

den und Wasserversorger auch einen niedrigeren Konzes-

sionssatz als den jeweiligen in der KAE enthaltenen 

Höchstsatz vereinbaren können. Dies hat zur Folge, dass 

in der Praxis stets eine klare, im Voraus getroffene, zivil-

rechtlich wirksame und tatsächlich durchgeführte Vereinba-

rung geschlossen werden muss. Anderenfalls droht im Fall 

des beherrschenden Gesellschafters die Feststellung einer 

vGA bereits aus formellen Gründen. 

 

Rechtsstand: Dezember 2012 

Alle Informationen und Angaben in diesem Bran-

chenBrief haben wir nach bestem Wissen zusam-

mengestellt. Sie erfolgen jedoch ohne Gewähr. 

Diese Information kann eine individuelle Beratung 

im Einzelfall nicht ersetzen. 

 

Für weitere Fragen zu den vorstehenden Themen steht 
Ihnen Herr Steuerberater Heiko Brand gerne zur  
Verfügung. 

 

Heiko Brand, Steuerberater 

Paul-Hartmann-Str. 61, 89522 Heidenheim/Brenz 

Fon 07321 27719-0  -  info@steuerberater-brand.de 

www.steuerberater-brand.de 

Wir möchten unseren Mandanten ein zuverlässiger Partner 

in allen Beratungssituationen sein, sei es bei der Beantwor-

tung von Spezialfragen oder auch bei der Lösung komple-

xer Probleme. 

Unsere Beratungsschwerpunkte liegen in den Bereichen  

 Steuerberatung  

 Firmenumstrukturierungen 

 Sanierungen / Sanierungsgutachten 

 Unternehmens- und Wirtschaftsberatung 

 Coaching für Unternehmer 

Sprechen Sie uns an!

 


